Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/695 


Sachgebiet 820 


Vorblatt 


Gesetz über die Unfallversicherung der Schüler 
(Änderung der Reichsversicherungsordnung) 
(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Von 1000 Schülern erleiden jährlich rund sechs einen Unfall im 
Bereich der Schule oder auf dem Wege von und zu dieser. Einen 
bundeseinheitlichen Unfallversicherungsschutz genießen nur die 
Schüler von Berufs-, Berufsfach- und Fachschulen. Die bestehen- 
den Regelungen der Länder und Gemeinden zugunsten anderer 
Schüler, die bei schulischen Veranstaltungen oder auf dem 
Wege zu und von diesen verunglücken, sind uneinheitlich. Die 
gewährten Entschädigungen sind ebenfalls unterschiedlich; sie 
sind insbesondere bei schweren Dauerschäden im allgemeinen 
nicht ausreichend. 


B. Lösung 

Die Schüler allgemeinbildender Schulen mit Ausnahme der 
Hochschulen sollen in den Unfallversicherungsschutz nach der 
Reichsversicherungsordnung einbezogen und dadurch versiche- 
rungsrechtlich den Schülern berufsbildender Schulen gleich- 
gestellt werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die Kosten fallen — teils unmittelbar, teils über eine Umlage — 
im wesentlichen den Schulträgern zur Last. Ihre zuverlässige 
Schätzung ist nicht möglich. Einsparungen ergeben sich dadurch, 
daß die durch die bisherigen Regelungen bedingten Aufwen- 
dungen entbehrlich werden. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Reichsversicherungsordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel 1 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert; 

1. In § 539 Abs. 1 wird hinter der Nummer 14 
folgende neue Nummer 14 a eingefügt; 

„14 a. Schüler, die allgemeinbildende Schulen 
(Grund-, Haupt- und Sonderschulen, Real- 
schulen und Gymnasien) besuchen oder 


ihre Schulpflicht in anderen Einrichtungen 
erfüllen,". 

2. In § 657 Abs. 1 Nr. 5 werden hinter den Worten 
„§ 539 Abs. 1 Nr. 14" die Worte „und 14 a" ein- 
gefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 


Bonn, den 28. April 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung vom 
27. November 1968 (5. Wahlperiode, 198. Sitzung, 
Stenographischer Bericht S. 10694 ff.) einstimmig 
die Vorlage eines Gesetzentwurfs über die Gewäh- 
rung von Unfallversicherungsschutz für Schulkinder 
gefordert, durch den diese während des Unterrichts, 
bei schulischen Veranstaltungen und auf dem Wege 
zur und von der Schule kraft Gesetzes versichert 
werden. 

Der vorstehende Entwurf entspricht dem erwähnten 
Bundestagsbeschluß. Er will die Schüler allgemein- 
bildender Schulen mit Ausnahme der Hochschulen 
in den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung 
einbeziehen; gleiches gilt für Kinder, die auf Grund 
der Schulpflicht einen Schulkindergarten besuchen. 


Durch die Reichsversicherungsordnung und die hier- 
zu ergangene Rechtsprechung ist sichergestellt, daß 
der Versicherungsschutz bei den nach § 539 Abs. 1 
Nr. 14 RVO versicherten Lernenden sich auf den 
Besuch der unterrichtlichen Veranstaltungen, an- 
derer schulischer Veranstaltungen, die unter Schul- 
aufsicht stehen, und auf die damit zusammenhängen- 
den Wege von und nach den Veranstaltungen er- 
streckt. 

Weitere Einzelheiten bedürfen demnach auch für 
den jetzt der Unfallversicherung zu unterstellenden 
Schülerkreis keiner gesetzlichen Regelung. Die Zu- 
ständigkeit für Schüler öffentlicher Schulen richtet 
sich nach dem Sachkostenträger; Schüler privater 
Schulen werden bei der Verwaltungs-Berufsgenos- 
senschaft versichert. 
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